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Nach  der  Studie  eines  Wirt-
schaftsinstituts  ist  zwischen
2000 und 2006 eine Zahl von 5
Millionen  Menschen  durch  Ein-
kommensverluste  aus  der  Mit-
telschicht herausgefallen und in
ein  soziologisch  noch  nicht  nä-
her  definiertes  Niemandsland
abgestiegen - so viele Personen,
wie Hamburg und Berlin zusam-
men  Einwohner  haben.  Gemes-
sen  daran,  wie  Deutschland  im
internationalen Wettbewerb da-
steht  und  welches  Potenzial  es
gerade  durch  die  Mittelschicht
hat,  ist  dies  eine  alarmierende
Fehlentwicklung,  die  noch  viel
zu wenig Widerhall findet.

Schlagwortartig  ist  das  Thema
freilich präsent. Dabei muss ge-
rade  die  Union  darauf  achten,
dass sich nicht die falschen Ver-
treter die Interessen der Mittel-
schicht  auf  die  Fahnen  schrei-
ben.

So kam von der SPD-Linken vor
kurzem ein Papier mit dem Titel
"Reichtum  nutzen,  Armut  be-
kämpfen, Mittelschicht stärken".
Das hört sich nach Umverteilung
von oben nach unten an, die der
Mittelschicht  aber  auch  nichts
nützen  würde.  Abgesehen  da-
von,  dass  das  Gesellschaftsbild
der  Union  ein  anderes  ist,  hat
die Mittelschicht ein strukturel-
les Problem. Wenn sie weit mehr
von  dem behalten  könnte,  was
sie  sich  tagtäglich  erarbeitet,
ginge es ihr schon besser. 

Vermutlich  wird  auch  die
Linkspartei  demnächst  die
Mittelschicht für sich entdecken.
Brisant ist, dass in dieser Schicht
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Berührungsängste  gegen  die  Linke  spürbar
schwinden und man sich besonders gerne von
der Eloquenz eines Gregor Gysi beeindrucken
lässt. Oskar Lafontaine ist schon weniger be-
liebt, doch zahlreiche Fernsehauftritte können
vielleicht auch das beheben.

Die SPD versucht, den Eindruck zu erzeugen,
sie habe zur Politik der Agenda 2010 zurück-
gefunden, und tauscht hierfür ihr Spitzenper-
sonal aus. Auch dies zielt auf die Wähler der
Mittelschicht. Sogar Gerhard Schröder soll im
Wahlkampf  mithelfen.  Dieser  ließ  sich  1998
erst von der „Neuen Mitte“ zum Kanzler wäh-
len  und verhinderte  dann mit  seinem Wahl-
kampf  2005  zum Schaden  der  Mittelschicht

den Aufbruch zu einer neuen Steuerpolitik. 

Die CDU muss klarmachen, dass sie als Partei
der  Sozialen  Marktwirtschaft  die  Interessen
der Mittelschicht am besten vertritt. Sie muss
dafür die Leipziger Reformideen in aktualisier-
ter  Form  wiederbeleben.  Diese  würden
Deutschland  im Wettbewerb der  globalisier-
ten Welt stärken und gleichzeitig dem Sozial-
staat die Fortexistenz sichern. Dies bedeutet
für  die  Mittelschicht  Arbeitsplätze  und  die
notwendige Absicherung.  Die politischen Al-
ternativen  stehen  dagegen  für  eine  weitere
Auszehrung  durch  Arbeitslosigkeit  und  eine
immer größere Abgabenlast. 

Ihr Eckart JakobIhr Eckart JakobIhr Eckart JakobIhr Eckart Jakob

TerminhinweiseTerminhinweiseTerminhinweiseTerminhinweise

Do., 09.10., Stammtisch im
Eichenkrug, 20:00 Uhr

Fr., 07.11., Grünkohlessen im DGH
Krähenwinkel, 19:30 Uhr (Einladung

folgt)

Do., 13.11., Stammtisch im
Eichenkrug, 20:00 Uhr

Großmacht USAGroßmacht USAGroßmacht USAGroßmacht USA

Manche deutsche Bedenken ge-
genüber  den  USA  beruhen  auf
dem Irrtum der Gleichheit  aller
Staaten.  Eine  Atom-  und  wirt-
schaftliche  Weltmacht  hat  ein
anderes Gewicht in der interna-
tionalen  Politik  als  eine  Mittel-
macht.  Zudem wird die Reihen-
folge der politischen Zielkoordi-
naten  in  den  USA:  Freiheit  –
Wohlstand  –  Frieden  bei  uns
eher  in  umgekehrter  Richtung
gesehen. Zwischen Deutschland
und den USA gibt  es gewaltige
Unterschiede  im  BIP.  Die  USA
leisten sich ein Haushaltsdefizit
von ca. 400 Milliarden Dollar, ein
Handelsdefizit von ca. 780 Milli-
arden Dollar und einen Verteidi-
gungsetat von ca. 650 Milliarden
Dollar. Der angekränkelte Dollar
ist  trotzdem  Weltleitwährung.
Ungeklärt ist der Aufenthalt von
geschätzten 12 bis 19 Millionen
Illegaler im Lande. 

Im  Problemempfinden  der
durchschnittlichen  Amerikaner
ist  die  Terroristenbekämpfung
nach  hinten  gerutscht.  Davor
schoben  sich:  Arbeitslosigkeit,
Benzinpreis,  Krankenversiche-
rung,  Irakkrieg,  Klimawandel,
Wirtschaft.  Die  USA-Truppen
verloren im gegenwärtigen Irak-
krieg  4000  Tote,  1991  fielen
„nur“  150  Soldaten  im  Kampf.
Die  Selbstmordrate  liegt  in  der
Truppe  bei  17,5  Promille.  Eine
Weltmacht  kann  niemand  be-
strafen  oder  zur  Rechenschaft
ziehen.  Im  UNO-Sicherheitsrat
sorgt dafür schon das Vetorecht.
Nach  dem  11.9.2001  fragte  C.

Rice:  „1.  Wie  reagieren? 2.  Wie
das  Ereignis  zur  Machtauswei-

tung der USA ausnutzen?“    b.w



Die  USA  können  und  wollen
nicht an allen Brennpunkten der
Welt  eingreifen.  Sie  sind  den-
noch unentbehrlich. Die Europä-
er  bekamen  den  Balkankonflikt
nicht in den Griff. Die USA grif-
fen ein, obwohl sie dort keine ei-
genen  Interessen  zu  verfolgen
hatten. 

Bei den bevorstehenden Wahlen
in  den  USA  werden  der  Präsi-
dent,  das  Repräsentantenhaus,
14 Senatoren und der – im Un-
terschied  zu  Deutschland  –
überaus einflussreiche Außenpo-
litische Ausschuss neu gewählt.

Was  fällt  uns  auf  bei  diesen
Wahlen?

Im 18.  Jahrhundert  entstand  in
den USA wegen der Größe des
Landes  das  Wahlmännersystem.
Die Wahlmänner sind die unmit-
telbaren Interessenvertreter der
einzelnen Wähler.  Bei  den Vor-
wahlen  herrscht  also  zunächst
Basisdemokratie. Jeder kann sich
pro und contra zu den Kandida-
ten äußern. Bei den Demokraten
entscheiden Distrikte, ob offene
(für alle) oder geschlossene (nur
Parteimitglieder)  Vorwahlen
stattfinden.  Daneben  gibt  es
noch  Superwahlmänner,  die  in
ihrer Abstimmung frei  sind. Bei
den Republikanern bekommt der
prozentuale Gewinner alle Stim-
men zugeschlagen.  Der  US-Prä-
sident  wird  von  den  Wahlmän-
nern bestimmt. In fast allen Bun-
desstaaten  stimmen  sie  ge-
schlossen  für  den  Kandidaten,
der in ihrem Staat die Wahl ge-
wonnen hat. 

Bei  den  Vorwahlen  sind  zum
Erstaunen  deutscher  Betrachter
nicht  Wahlprogramme,  sondern
Äußerlichkeiten  entscheidend:
Der  Kandidat  hat  einen  sexy
Gang, wirkt gut rasiert, ist rheto-
risch  begabt,  schlagfertig,  inte-
grationsfähig, hat eine präsenta-
ble  Familie  und  künftige  First
Lady, keine Affären und ausrei-

chende  Einkünfte. Die Amerikaner wollen bei
diesen  Versammlungen  hauptsächlich  Spaß
haben.  („We  want  to  have  fun.“)  Wer  den
höchsten  Unterhaltungswert  liefert,  findet
Gefallen. Zunehmend bedeutsam bei der Kan-
didatenbewerbung sind Fernsehen und Inter-
net.  Frau  Obama wurde  zum Beispiel  als  zu
dominant  kritisiert.  („Ich  brauche  keinen
Mann, der eine Frau braucht.“) Ihr wurde öf-
fentlich ein Benimmkurs empfohlen als even-
tuelle  zukünftige  First  Lady.  Obama  hat  ca.
300 Millionen, McCain nur 86 Millionen Dollar
Wahlkampfgelder requiriert. (Stand 08/08). 

Welche Wahlziele sind erkennbar, auch wenn
sich McCain und Obama jetzt  verständlicher
Weise nur schwammig äußern?

Obama  will  protektionistisch  die  USA-Wirt-
schaft stärken, mehr Investoren ins Land ho-
len,  die  Truppen  rasch  aus  dem Irak  zurück
ziehen, Reiche höher besteuern, die Gesund-
heitsversorgung  und  den  Schutz  vor  Terror
stärken, sowie Klimaschutz betreiben.

McCain bekennt,  er  verstehe von Wirtschaft
nicht viel.  Er  will  den Irakkrieg bis  zum Sieg
weiter  führen  und  den  Klimaschutz  verstär-
ken.

Beide werden die Interessen der USA über die
der UNO und anderer Länder stellen.

Welche Stimmungen und Meinungen äußern
die amerikanischen Wähler?

Mit der derzeitigen Situation sind 76% unzu-
frieden, 68% befürworten einen USA-Protek-
tionismus (USA first), eine Einschränkung des
Freihandels  und  eine  Stärkung  der  eigenen
Wirtschaft. Was Europa denkt, ist der USA-Be-
völkerung egal. Gleiches gilt weitgehend auch
für die Klimaproblematik. Der asiatische Raum
wird zunehmend relevant. Unklar ist, wie die
amerikanischen  Wähler  auf  die  inzwischen
eingetretene  Finanzkrise  in  der  Wahlkabine
reagieren.

Bush jun. kann nicht wirtschaften und hat eine
hohe  Staatsverschuldung  angehäuft.  Präsi-
dent Clinton hatte die Staatsfinanzen in Ord-
nung gebracht und ein Plus von 320 Milliarden
Dollar  hinterlassen.  Auf  den  amerikanischen
Staat kommt im gegenwärtigen Finanzdesas-
ter nun eine große Belastung zu. Schon sollen
auch die Europäer zur Kasse gebeten werden.

Die  Republikaner  haben  Vorbehalte  gegen
Europa.  Obama  ist  verbindlicher,  aber  ohne
Europaerfahrung und ebenfalls knallhart in

der  Interessenvertretung  seines
Landes.  Die deutschen Zujubler
an der Siegessäule in Berlin ha-
ben  ihm  in  den  USA  eher  ge-
schadet. McCain hat Europa be-
reist, ist aber genauso Vertreter
der Weltmacht USA. Beide Präsi-
dentschaftskandidaten  werden
ein  stärkeres  Engagement  der
EU und Deutschlands  in  Afgha-
nistan und anderswo einfordern.
Unter  den  Wählern  sind  35%
Evangelikale und christliche Fun-
damentalisten.  Ihre  Vorbehalte
gelten McCain und Obama glei-
chermaßen.  Für  wen  sie  stim-
men  werden,  ist  derzeit  offen.
Sie  stehen  gegen  Abtreibung
und Stammzellenforschung, aber
für Kreuze in öffentlichen Schu-
len (bisher wegen der Trennung
von Staat und Religion verboten)
und für christlichen Religionsun-
terricht  an  diesen  Schulen.  Ein
Großteil der Evangelikalen lehnt
die Evolutionstheorie ab und be-
harrt  auf  einem  kreationisti-
schen Schöpfungsglauben.

Über dem Präsidenten der USA
steht  das  Oberste  Gericht  der
USA. Alle sind an seine Weisun-
gen gebunden. Verfassungsrich-
ter sind auf Lebenszeit gewählt.
Im  gegenwärtigen  Verfassungs-
gericht haben die Evangelikalen
die Mehrheit.

In der amerikanischen Weltsicht
bedeutet „mehr Demokratie“ zu-
gleich auch „mehr Freiheit“, dar-
aus  folgt  „mehr  Frieden“  und
daraus  wiederum eine  „bessere
Welt“.  Diese  Weltsicht  verkör-
pert auch Bush jun. Diese idea-
listische Weltsicht wird im „alten
Europa“  oft  nicht  verstanden.
Die USA drängen auf eine Erwei-
terung der Freiheitsräume, auch
wenn sie andere Völker auf de-
ren  Entwicklungsstufe  damit
überfordern. Von diesem Werte-
kanon her lag 1990 bei Bush sen.
die  Einheit  Deutschlands  im
amerikanischen  Interesse (ge-
gen den Widerstand aller    b.w.



europäischen Staaten außer Spa-
nien  und  Irland).  Verschiedent-
lich  wirkt  somit  amerikanische
Weltsicht,  gepaart  mit  Welt-
machtsinteressen auch zu Guns-
ten kleinerer Staaten in entspre-
chender geschichtlicher Konstel-
lation. Deutschland hat von die-
ser amerikanische Weltsicht pro-
fitiert. Dies sollte man nicht ver-
gessen.

Dr. Martin HohmannDr. Martin HohmannDr. Martin HohmannDr. Martin Hohmann

den  Ursachen  für  die  Stärken
und  Schwächen  der  Bäder,  die
die Städte Peine und Lehrte un-
terhalten, aber auch nach der Si-
tuation  anderer,  in  der  Studie
aufgeführter  Kommunen,  könn-
ten weiterführende Erkenntnisse
bringen. 

Eckart JakobEckart JakobEckart JakobEckart Jakob

das Langenhagen vergleichbar ist. Wichtig ist
nach der Studie die Größe der Stadt bzw. Ge-
meinde. Insoweit kommen die Städte mittler-
er Größe, wie Langenhagen, kostenmäßig am
schlechtesten weg. Offenbar bleiben sie unter
einem wirtschaftlich interessanten Schwellen-
wert  durch  Massenbesuche  wie  Großstädte,
müssen aber auf der anderen Seite schon et-
was mehr bieten, als ein "Dorfbad", wenn sie
attraktiv sein wollen, was natürlich auch wie-
der Geld kostet.

Aus dem Raum Hannover ist die Stadt Peine
von der Einwohnerzahl her Langenhagen ver-
gleichbar  (50.114  Einwohner  2007).  Bei  Zu-
schuss  pro  bezahlten  Besuch  ist  Peine  mit
10,71  €  (Durchschnitt  aller  Bäder:  5,17  €)
recht weit oben angesiedelt, agiert beim Kos-
tendeckungsgrad mit 27,7% angesichts eines
Durchschnitts  von  42,2%  eher  unbefriedi-
gend.  Bei  Kosten  pro  Öffnungstag  liegt  der
Durchschnittswert bei 1935 €. Peine kommt in
etwa auf das Doppelte mit 3968 €. Während
man sich durchschnittlich den Quadratmeter
Wasserfläche 812 € kosten lässt,  muss Peine
hier das Dreifache aufwenden mit 2434 €.

Als weitere im Raum Hannover angesiedelte
Stadt  annähernd vergleichbarer  Größe (rund
46.000  Einwohner)  kann  Lehrte  gelten.  Die
Stadt liegt mit Kosten pro bezahltem Besuch
von  6,93  €,  einem Kostendeckungsgrad  von
24%, Kosten pro Öffnungstag von rund 2302
€ und einem Aufwand pro Quadratmeter Was-
serfläche von 896 € überwiegend in der Nähe
des  Durchschnitts,  außer  beim  Kostende-
ckungsgrad,  wo  die  Stadt  eher  schlecht  da-
steht.  (Sämtliche  Zahlen  geben  den
Dreijahreszeitraum 2004 bis 2006 wieder.)

Für die Schwimmbad-Diskussion wird es dar-
auf  ankommen,  einen Maßstab dafür  zu fin-
den,  welchen  Aufwand  sich  in  Langenhagen
leisten will. Wie weit will die Stadt den einzel-
nen  Schwimmbadbesuch  subventionieren,
welchen  Maßstab  will  sie  an  die  Kostende-
ckung anlegen und welchen Aufwand will sie
pro  Quadratmeter  Wasserfläche  betreiben?
Sie muss hier einmal wieder soziale Aufgaben,
einschließlich  der  Förderung  von  Sport  und
Gesundheit,  und  eine  solide  Haushaltsfüh-
rung, die auch den Anforderungen schlechter
Zeiten standhält, ins Gleichgewicht bringen.

Hierbei kann es helfen, sich die wirtschaftliche
Situation vergleichbarer Bäder vor Augen zu
führen. Dazu bietet die Studie interessante
Anhaltspunkte. Nähere Erkundigungen nach
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Im  Zusammenhang  mit  dem
Badneubau wird es vor allem auf
die  Finanzierbarkeit  der  Neuer-
richtung,  aber  auch  des  künfti-
gen  Betriebs  ankommen.  Ver-
gleichswerte können bei der Be-
urteilung  dieser  Zukunftsfrage
Langenhagens hilfreich sein.

Solche  Vergleichswerte  bietet
die Studie des Bundes der Steu-
erzahler  vom  Februar  2008
“Kommunale  Schwimmbäder  im
Vergleich.  Statistische  Untersu-
chung  zur  Kostendeckung  von
Hallenbädern in Niedersachsen“.
Hierfür hat der Bund der Steuer-
zahler  die  Kostendeckung  von
88  Schwimmbädern  untersucht.
Zusammenfassend  kann  gesagt
werden,  dass  kommunale
Schwimmbäder  immer  ein  Zu-
schussgeschäft  sind,  fraglich
nur, wie sehr.

In der Studie wird die Kostende-
ckung von verschiedenen Seiten
aus untersucht. So wird der Zu-
schuss pro bezahltem Besuch er-
fasst,  pro  Öffnungstag  und pro
Quadratmeter  Wasserfläche,
schließlich der Kostendeckungs-
grad, womit gemeint ist, welcher
Anteil  der  Betriebskosten eines
Bades  durch  eigene  Einnahmen
gedeckt sind.

Schwer ist es, ein oder mehrere
Schwimmbäder zu finden, die in
einem Umfeld angesiedelt sind, 

Die Qual der WahlDie Qual der WahlDie Qual der WahlDie Qual der Wahl

Der  rot-grünen  Ratsmehrheit
war bis vor kurzem die LAGA so
wichtig, dass sie dafür Millionen
investiert  hätte.  Jetzt  ist  diese
Planung aufgrund einer Bürger-
befragung  erledigt.  Nun  kann
das  in  Angriff  genommen  wer-
den, was die Bürger wirklich wol-
len,  nämlich  ein  neues  Bad,
nachdem das  alte  Hallenbad  in
der  Konrad-Adenauer-Straße
vorschnell  abgerissen  worden
war.  Es  sollte  eigentlich  keine
Frage sein, wo das neue Bad zu
stehen hat, nämlich in der Kern-
stadt,  wo  35.000  Einwohner  le-
ben  und  wo  sich  alle  großen
Schulen befinden. Ein Bad muss
in  „Laufweite“  der  Bürger  ste-
hen, so dass es auch Fußgänger
mühelos  erreichen  können.  Ich
kenne  viele  vor  allem  ältere
Morgenschwimmer,  die  nach
dem Abriss  des  alten Hallenba-
des nicht nach Godshorn gekom-
men sind, weil ihnen der Weg zu
weit ist, und sie weder Rad  b.w.



Man stelle  sich  vor,  ein  großes
Warenhaus  will  eine  Filiale  in
Langenhagen errichten: Geht es
damit  an  den  Stadtrand,  weil
dort  die  geeigneten  Grund-
stücke  billiger  und  evtl.  zum
Nulltarif  zu  haben  sind  oder
zieht  es  in  die  teurere
Kernstadt? Maßgeblich ist  beim
Warenhaus wie beim Hallenbad
 die Kundenähe – es gibt da kei-
nen Unterschied. Wer das nicht
sehen will,  wird nach dem billi-
gen Anfang bald ein teures Ende
erleben.

Joachim WeberJoachim WeberJoachim WeberJoachim Weber

Zu guter LetztZu guter LetztZu guter LetztZu guter Letzt

Es gibt in der Geschichte der Völker keine Lossprechung von den
Sünden der Vergangenheit, keine Entlassung aus der Verantwortung

für die Gegenwart und keine Garantie für Freiheit,Recht und
Menschenwürde in der Zukunft. 

Erich Mende (1916-1998)

Der Ortsverbandsvorstand wünscht Ihnen Gesundheit und Kraft für den
Start in die kalten Monate des Jahres. Der nächste Kurier erscheint im

November.
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